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RA Steføn Schilling, Dresden

Entscheidungen

UN-Kaufrecht (clsG)

Art. 5 Nr.1 lit. a), lit. b), Art. 23 Abs.1 EuGWO;
Art.l Abs.1 lit a),35 Abs. 2 lit a),61 Abs.l lit.b),74,77
Satz 1 C|SG

1. Eine Gerichtsstandsvereinbarung im Sinne des

ArT'23 Abs. 1 EuGWO kann nicht allein dadurch wirk-
sam geschlossen werden, dass ein Hinweis ,,Gerichts-
stand ist ..." unterhalb des Kaufuertragstextes und der

Unterschriften innerhalb der adressbezogenen sowie

steuerlichen Angaben und in unmittelbaren Anschluss

an die Registrierungsnummer einer Vertragspartei for-
muliert ist.

2. Abweichend von dem Grundsatz, dass nach den

Standards des Verkäuferstatuts zu beurteilen ist, ob sich

die Ware nach Art.35 Abs. 2 lit. a) CISG für den Zweck

eignet, für den sie gewöhnlich gebraucht wird, ist auf
die öffentlich-rechtlichen Vorgaben im Käufer- bzw.

Verwendungsstaat abzustellen, wenn dem Verkäufer

die einschlägigen Bestimmungen im vorgesehenen Ex-

portland aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls

bekannt sind oder bekannt sein müssten (hier: Un-

zulässigkeit einer Anhängerkupplung eines gebrauch-

ten Schleppers). Das ist dann anzunehmen, wenn der

Verkäufer regelmäßig auf einer lnternetseite für den

Markt in Deutschland anbietet.
3. Aufiruendungen des Gläubigers für die Beschaffung

oder Festlegung einer Sicherheit für die Vollstreckung

aus einem vorläufig vollstreckbaren Urteil (hier: Aval-

provision für BankbLirgschaft) sind Vollstreckungskos-

ten im Sinne von S 788 ZPO.

Deutschland: OLG Koblenz, Urteil vom 10.9.2013 -
147 3U 223113

Art. 1, 3, 4, 8, 11, "14, 18, 19, 33,81 CISG; Art. 5, 23

EuGWO; Art. 4 Rom l-VO; SS '133,145,148,15O, "157,

177,184 BGB;5 54 HGB; S 531 ZPO

1. Zur Abgrenzung eines verbindlichen Angebots von

der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots sowie zur

teilweisen Annahmefähigkeit von Angeboten.
2. Ein nach Art. 19 Abs. 1 CISG beziehungsweise 5 150

Abs. 2 BGB unter Ablehnung eines Angebots unterbrei-

tetes Gegenangebot ist, wenn es nur einzelne Ande-

rungen enthält, nach dem maßgeblichen Horizont des

Erklärungsempfängers im Zweifel dahin auszulegen,

dass der Erklärende alle Bedingungen des ursprüng-

lichen Angebots, zu denen er selbst keine abweichen-

den Vorschläge macht, in sein Gegenangebot auf-

genommen hat, so dass dieses bei Fehlen einer ent-
gegenstehenden Erklärung zu den im Übrigen unver-

änderten Bedingungen des ursprünglichen Angebots

t52



III iIHR 4I2OI5
t

abgegeben ist. Das gilt auch für eine im ursprünglichen
Angebot enthaltene Gerichtsstandsklausel (Aufgabe der

Rechtsprechung im Senatsbeschluss vom 19. Oktober

2010 - Vlll ZR34/09,IHR 2011, i79 Rn.6 ff.).
3. Die für eine Handlungsvollmacht im Sinne von 5 54

HGB erforderliche Ermächtigung kann auch konkludent
durch Übertragung einer verkehrstypisch mit Hand-
lungsvollmacht verbundenen Stellung oder Aufgaben-

zuweisung im betreffenden Geschäftsbetrieb liegen.

4. ArT.23 EUGWO regelt nicht die Frage einer Stellver-
tretung bei den der Einigung über den Gerichtsstand

zugrunde liegenden Willenserklärungen sowie einer

Heilung von Vertretungsmängeln. lnsoweit ist vielmehr
auf das nach dem lnternationalen Privatrecht des Fo-

rums maßgebliche materielle Recht zurückzugreifen.

5. Gerichtsstandsklauseln in Kaufverträgen, die dem

Geltungsbereich des UN-Kaufrechtsübereinkommens

unterfallen, beufteilen sich ungeachtet ihrer klarstel-

lenden Erwähnung in Art. l9 Abs.3, Art.81 Abs. 1 Satz2
C|SG hinsichtlich der Anforderungen an ihr wirksames

Zustandekommen nicht nach den Bestimmungen des

Übereinkommens, sondern gemäß Art. 4 Satz 2 C|SG

nach dem dafür maßgeblichen Recht des Forumstaates.

Das gilt neben dem Einigungserfordernis auch für die

über diejenigen des Ûbereinkommens teilweise hi-

nausgehenden prozessrechtlichen (Schriftform-)Vor-

gaben des Art. 23 EUGWO.

6. Für das Vorhandensein einer die Schriftform gemäß

Art. 23 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b EUGWO ersetzenden Ge-

pflogenheit kommt es bei Gerichtsstandsvereinbarun-
gen nicht entscheidend darauf an, wie die Vertrags-

schlüsse im Einzelnen ausgesehen haben. Entscheidend

ist vielmehr die mit einem hohen Maß an Beständigkeit

über einen längeren Zeitraum hinweg praktizierte Wil-

lensübereinstimmung der Vertragsparteien, die auf eine

solche Vereinbarung abzielende Kiausel über die lau-

fende Geschäftsbeziehung hinweg in die zwischen ih-

nen geschlossenen Verträge einzubeziehen.

Deutschland: BGH, Urteil vom 25.3.2015 -
vItI zR t25/t4 ts7

Vertriebsrecht

5 89b HGB

Ein Ausgleichsanspruch in entsprechender Anwendung
des 5 89b HGB steht dem Vertragshändler nicht zu,

wenn der Hersteller oder Lieferant nach den ver-

traglichen Vereinbarungen verpflichtet ist, die ihm vom
Vertragshändler überlassenen Kundendaten bei Been-

digung des Vertrags zu sperren, ihre Nutzung ein-
zustellen und auf Verlangen des Vertragshändlers zu

löschen (Fortführung von BGH, Urteil vom 17. April 1996

v|t zR 5/95, NJW 1996, 2159).
Deutschland: BGH, Urteil vom 5.2.2015 - VII ZR 3l5lI3 - 166

55 87a Abs.1 Satz 3,84 Abs.1 HGB;5 139 BGB

Eine vertragliche Regelung in einem Handelsvertreter-

vertrag über eine sog. Sprunghaftung, wonach dem

Handelsvertreter ein Provisionsanspruch fÜr von ihm

vermittelte Zeitschriftenabonnementverträge nur dann

zustehen soll, wenn der Kunde das Abonnement wäh-

rend der festgelegten Sprunghaftungsfrist voll bezahlt

hat, ist wegen Verstoßes gegen 5 87a Abs. 1 Satz 3 HGB

i.V.m. 5 139 BGB nicht¡g. Der Handelsvertreter kann als

Provision den üblichen Satz gemäß 5 87b Abs. 1 HGB

verlangen.

Deutschland: BGH, Urteil vom 12.3.2015 - VII ZR 336173 - 169

Buchbesprechung

Dirk Güllemann, lnternationales Vertragsrecht -
Kollisionsrecht, UN-Kaufrecht und lnternationales
Zivilverfahrensrecht
RA Prof. Dr. Burghard Piltz, Hamburg

Dokumentat¡on

ClSG Advisory Council Opinion No 16 - Exclusion

of the CISG under Article 6
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Aktienrechtliche Spruchverfahren finden insbesondere im Zusam-
menhang mit Strukturmaßnahmen statt (v.a.Squeeze Out, Unter-
nehmensverträge und Eingliederungen). Das Verfahren schützt
den Kleinaktionär damit u.a. bei seinem unfreiwilligen Ausschei-
den aus der Gesellschaft, indem Abfindungsangebote überprüft
und ggf. ein angemessener Wert festgelegt wird. lm Rahmen der
Untersuchung wurden alle verfügbaren, veröffentlichten und un-
veröffentlichten Entscheidungen des BGH, der deutschen Ober-
landesgerichte und der w¡chtigsten Landgerichte aus den Jahren
2013,20'14 und 2015 systematisch analysiert und aufbereitet.

Entsche¡dungen
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AGB einer Kapitalanlagegesellschaft
(22.7.2015-1U182/13)

BKartA: Wiedererlangung der vergaberechtlichen Zuverlässigkeit
nach Kartellabsprache
(12.6.2015 -VK2-31/15 - dazu BB-Kommentar von
Christian Heuking, RA)

Neuerscheinung Buch
Moritz/Jesch, lnvStG - lnvestmentsteuergesetz
FranKurter Kommentar zum Kapitalanlagerecht, Bd. 2

Praxisnaher Großkommentar zur Neukonzeption des lnv5tG

1.286 Seiten, € 289,00

lSBN: 978-3-8005-l 581 -3llnfos unter: www.shop.ruw.de

Neuerscheinung Buch
Günther/Beyerlein, DesignG, 3. Aufl age
Praktiker-Kommentar zur Modernisierung des

Geschmacksmustergesetzes durch das Designgesetz

XVlll, 1.145 Seiten, € 148,00

lSBN: 978-3-8005-1 605-6

Steuerrecht

23os Die Woche im Blick

Entscheidungen
8FH: Erdienbarkeit der endgehaltsabhängigen Pensionszusage
bei mittelbarer Erhöhung infolge von Gehaltssteigerungen
(20.s.2015 -tR17/14)
BFH: Sondervergütungen als kapitalertragsteuerpflichtiger Teil des
Gewinns eines Betriebs gewerblicher Art (25.3.20'15 - I R 5211 3)

BFH: Kein Anspruch des Leistungsempfängers auf Erstattung
nicht geschuldeter USt bei lnsolvenz des Rechnungsausstellers
(30.6.201s -Vil R 30/14)

Aufsâtze

Dr. Jan Peter Müller, RA

2307

Das Wahlrecht nach 5 4 Abs. 3 ESIG, die
Goldfingerfälle und die Auslegung des BFH

lm Zuge der Aufbereitung der sogenannten Goldfinger-Gestaltun-
gen bestand bislang unter anderem Streit über die Anwendbarkeit
des Betriebsausgabenabzugsverbotes nach S 4 Abs.3 S.4 EStG. ln
zwei aufeinanderfolgenden Entscheidungen hat der BFH diesem
Streit möglicheniveise den Boden entzogen. Auf der Grundlage ei-
ner Gesetzesauslegung entschied das Gericht, dass sich der inländi-
sche Steuerpflichtige in diesen Fällen nicht aufdas Wahlrecht nach
5 4 Abs.3 ESIG berufen könne. Der Beitrag will zeigen, dass dieses
Verständnis vor dem Hintergrund des deutschen Verfassungsrechts
unzutreffend ist. Allein der deutsche Gesetzgeber ist dafiir verant-
wortlich, ob und wie eines seiner Gesetze den Bürger belastet.
Diese Verantwortlichkeit darf nicht im Wege einer Gesetzesaus-

legung umgangen werden.

2319

2321

2325

2327

2330

2334

Dr. Julia Kurzrock, RAin, und Brigitta Kristina Fey,

RAin/FA¡nStR/stB¡n

Dieselbe Ware, zwei Versandyerfahren: Entstehen
der Zollschuld und Abzug der Einfuhrumsatzsteuer
als Vorsteuer - EUGH-Urteil DSV Road

Der EuGH entschied durch U¡teil vom 25.6.2015 - C-187/14, DSV

Road, über die Entstehung einer Zollschuld und der Abzuqsfähig-
keit von Einfuhrumsatzsteuer auf Waren, die im Rahmen von meh-
reren externen gemeinschaftlichen Versandverfahren durch einen
Dienstleister befördert wurden.

Dr. Michael A. Müller, WP/SIB, und Alexandra 8urg, B.A./B.Sc.

FG Berlin-Brandenburg: Ertrag aus Forderungs-
verzicht bei beschränkter Steuerpflicht in
Deutschland nicht steuerbar

Hohe Fremdfinanzierungen bergen das Risiko, dass der Verkaufser-
lös bei Veräußerung der lmmobilie nicht ausreicht, um sämtliche
Darlehen zu tilgen. lnsbesondere nachrangige Darlehen können
dann auf der Strecke bleiben. Handelt es sich bei dem Darlehens-
nehmer um eine in Deutschland beschränkt steuerpflichtige Kapi-
talgesellschaft, stellt sich die Frage nach der Steuerbarkeit der Er-

träge aus einem Forderungsverzicht. Mit dieser Frage hat sich das
FG Berlin-Brandenburg in seinem Urteil vom 12.1 1.2014 auseinan-
dergesetzt und entschieden, der Ertrag aus einem Forderungsver-
zicht sei in Deutschland nicht steuerbar.

Entsche¡dung

GA Wathelet: Deutsche Regelung zur Verlustverrechnung europa- 2336
rechtskonform
(3.9.20i 5 - C-388114 - dazu BB-Kommentar von
Dipl.-Kffr. Nina Vogel)
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Bilanzrecht und Betriebswirtschaft

Die Woche im Blick

Rechnungslegung
IASB: Neuer Anwendungszeitpunkt für IFRS 1 5

DRSC: 24. Sitzung HGB-Fachausschuss - Sitzungspapiere

Wirtschaftsprüfung
IFAC: Umfrage bestätigt steigende Auswirkungen und Komplexität
von Regulierung

IDW: Stellungnahme zum lAsB-Entwurf eines Rahmenkonzepts

der Finanzberichterstattun g

IDW: Umsetzung der Transparenzrichtlinie-Anderungsrichtlinie -
Delisting
IDW: Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Aripassung des Erb-

schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes

WPK: Berliñer Erklärung gegen die Speicherung von Verkehrs- und

Standortdaten von Beiufsgeheimn¡strägern
WPK: StudienführerWirtschaftsprüfung Wintersemester20l 5/201 6

Betriebswirtschaft
EY: Generation 60 plus arbeitet am engagiertesten - jüngere Mitar-
beiter sind schwieriger zu motivieren
PwC: Deutschland bei der lntegration älterer Arbeitnehmer nur
Mittelmaß

Aufsatz

Michael Deubert, WP/StB, und Dr, Stefan Lewe, WP/SIB

Auswirkungen von Aufwärtsabspaltungen
in den handelsrechtlichen Jahresabschlüssen
der beteiligten Rechtsträger

Aufiruärtsabspaltungen weisen sowohl Merkmale der Abspaltung als

auch der Verschmçlzung aul so dass für die Abbildung von Auf-
wärtsabspaltungen in den handelsrechtlichen Jahresabschlüssen

der beteiligten Rechtsträger auf die für diese Umwandlungsarten
einschlägigen Rechnungslegungsnormen zurückzugreifen ist (vgl.

zur Bilanzierung von Aufi¡värtsverschmelzungen z.B. Dutzi/Leuveld/
Rausch, BB 201 5, 2219 ff.). Dabei bestehen Bilanzierungswahlrechte,
die dem Gesellschafter im Rahmen der Übernahmebilanzierung Ge-

staltungsspielräume eröffnen, jedoch aus verschiedenen Gründen

eingeschränkt sein können. ln dem Beitrag zeigen die Autoren an-

hand von Beispielen, wie sich die Ausübung diesei Bilanzierungs-

wahlrechte auf die Vermögens- und Ertragslage des übernehmen-
den Rechtsträgers/Gesellschafters auswirkt.

Entscheidung

FG Münster: Zeitpunkt der steuerbilanziellen Erfassung einer
Erhöhung des Rückzahlungsbetrags bei vorzeitig gekündigten

Anleihen
(30.6.201 5 - 13 K984/13 K,G - dazu BB-Kommentar von

Dipl.-Volksw. Klaus D. Hahng StB)

Arbeitsrecht
234s Die Woche im Blick

Entscheidungen
LAG Schleswig-Holstein: lnformationen über einen geplanten be-
triebsändernden Personalabbau als Geschäftsgeheimnis
(20.s.201s - 3laBV 35/14)
BAG: Klagefrist einer Kündigungsschutzklage bei Zugang einer ver-

körperten Willenserklärun g (26.3.201 5 - 2 AZR 483/1 4)

BAG: Abführungsverpflichtung für Aufsichtsratstantiemen eines

hauptamtlichen Gewerkschaft sfunktionärs
(21.s.201s - I AZR 9s6l1 3)

2347

2352

Entscheidungen

BAG: Stichtagsregelung für Leistungen an Gewerkschaftsmitglieder 2362
(1s.4.2015 - 4 AZR796/13\

BGH: Interim-Manager -,,Drittanstellung" von Vorstandsmitgliedern 2367
(28.4.2015 - llZR63/14 - dazu BB-Kommentar von

Dr. Jan Friedrich Beckmann, RA)

Aufsatz

Dr. Stefan Röhrborn, RA, und Valentin Lang, Wiss. Mit.

Zunehmend sorgloser Umgang mit mobilen Geräten -
ein unbeherrschbares Risiko für den Arbeitgeber?
Smartphones, Tablets und andere mobile Geräte sind mittlerweile
ein fester Bèstandte¡l der Unternèhmenskultur. lmmer mehr Unter-

nehmen stellen ihren Arbeitnehmern mobile Geräte zurVerfügung
oder erlauben den Einsatz privater Geräte. Nachlässigkeit und zu-

nehmende Attraktivität der mobilen Geräte führen zu einem steti-
gen Zuwachs an gestohlenen Geräten; allein im Jahr 2013 wurden
in Deutschland ca. 230000 Handys als gestohlen gemeldet, Ten-

denz weiter steigend, Dass bei den gestohlenen Geräten ca.470/o

der gespeicherten lnformationen Unternehmensdaten sind, ver-

deutlicht die m¡t dem Einsatz mobiler Geräte verbundenen Gefah-

ren. Der Beitrag beleuchtet neben allgemeinen Haftungsfragen die

notwendigen Vorkehrungen bei der lT-Sicherheit ¡m Unternehmen
und stellt die Auswirkungen auf die Nutzung der Kommunikations-
mittel dar.

Rezension

Flexibler Personaleinsatz im Konzern 201 5
(Rezensent: Prof, Dr, Mark Lembke, LL.M. (Cornell), RAr FAArbR,

Attorney at Law [New York])

Neuerscheinung Buch
Schleßmann, Das Arbeitszeugnis, 21. Auflage

Zeugñisrecht, Zeugnissptache, Bausteine, Muster,

Auskünfte über Arbeitnehmer

321 Seiten, € 69,00

ISBN: 978-3-8005-3282-7 I lnfos unter: wwwshop.ruw.de

Die Erste Se¡te
Prof. Dr. Christian Zwirner, WP/StB

Bilanzierung und Bewertung in Zeiten des
Niedrigzinses: keine kleine Herausforderung
für Gesetzgeber und Unternehmen

Jobs der Woche

lmpressumAlorschau
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THEMA
Birgit Bleyer: Sachbezugswerte bei Privatnutzung von Dienstautos ab 201 6

Die Änderung der Sachbezugswerieverordnung mit BGBI ll 2O151249 führt ab 2O16 zu einer stärkeren Berücksichtigung der öko-
logischen Komponente bei der Privatnutzung von Dienstautos. ln ihrem aktuellen Fachbeitrag gibt die Autorin einen umfassenden
Uberblick über die Rechtslage ab 2016 bezüglich Sachbezug bei Privatnutzung des Dienstwagens.

RECHTSPRECHUNG
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"ARBEITSRECHT
KV-Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger: Zuschlag für Mehrarbeitsstunden

KV-Denkmal-, Fassaden- und Gebäudereiniger: Urlaubsersatzleistung bei Austritt im ersten Arbeitsjahr

Berechnung der Jahresremuneration nach dem KV-Hotel- und Gastgewerbe

Verfall nach dem KV-Gastgewerbe

Vereinbarung einer Prämie ohne konkrete Höhe - Beginn der Verfallsfrist

Verfall von Ansprüchen bei Arbeitskräfteüberlassung

Abferligungsanspruch bei Tätigkeit ftjr verschiedene Unternehmen

Berücksichtigung von Uberstundenentgelt bei Abfertigung

Organisierte Schwarzarbeit

¿ HANDELSVERTRETERRECHT

HVertrG: Vorzeitige Auflösung des Vertragsverhältnisses ohne wichtigen Grund

I SOZIALVERSICHERUNG
Besondere Höherversicherung für erwerbstätige Pensionisten

Antragsprinzip in der gesetzlichen Pensionsversicherung

I LOHNSTEUER UND ABGABEN
B FG : Kein Werbungskostenabzug für Burn-out-Behandlung

Anschaffungskosten für abgerissenes Gebäude als Werbungskosten

BFG: Elektronisch überwachter Hausarrest - Werbungskosten?

IEUGH - AUSIÄNDISCHE FÄTLE

Altersteilzeit in einem anderen Mitgliedstaat

lntransparenz bei Verlängerung befristeter Dienstverträge

Uberprüfung von Verboten des Einsatzes von Leiharbeit

SV-System für Wanderarbeitnehmer nach Arbeitgeben¡yechsel

Uberlassung von Pflegekräften an Pflegeheime - keine USt-Befreiung
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Prof, Dr Heinz-Dieter Assmann, LLM.
Uberlagerung und Komplementierung des
Aktienrechts nach dem Aktiengesetz 1965 durch
Kapitalmarktrecht

Im Mittelpunkt des Aktiengesetzes von 1965 steht der
Aktionär als wirtschaftlicher Eigentümer der AG. Die-
ses Leitbild ist mit dem V/andel des deutschen Finanz-
systems ins'Wanken geraten. Am Aktionär als Anleger
orientiertes Kapitalmarktrecht überlagert oder komple-
mentiert das Aktienrecht. In gleicher Weise hat sich das

Aktienrecht in vielen Bereichen an der Entwicklung der
Kapitalmärkte und dem Kapitalmarktrecht ausgerichtet.
Der Beitrag stellt diese Entwicklung umfassend dar.

Aufsätze

Ministerialrat Prof. Dr Ulrich Seibeft
50 Jahre Aktiengesetz 1965 - Entwicklung von
Kapitalmarkt und Corporate Governance in
Deutschland aus der Sicht der GeseEgebung

Seit Verktindung unseres Aktiengesetzes sind 50 Jahre

vergangen. Die ersten 25 Jafue hat der Gesetzgeber sich
zurückgenommen, in dieser Zeit hat die Rechtsprechung
die Rechtsfortbildung vorangetrieben; in den zweiten
25 Jahren seit den l990er Jahren trat der Gesetzgeber
wieder stZirker auf den Plan - es waren die Jahre der

,,Aktienrechtsreform in Permanenz". Der Aufsatz stellt
die großen Anderungslinien da¡ und versucht einen
Blick auf künftige Entwicklungen. 593

Prof. Dr. Dr h.c. Uwe H. Schneider / RA Dr Sven H.

Sch neider LLM. (Berkeley)

Der Aufsichtsrat zw¡schen Kontinuität und
Veränderung - Ein wohlwollender Rückblick auf
50 Jahre Aufsichtsrat und e¡n Ausblick auf die
Herausforderungen der nächsten 50 Jahre

Wer den Text des Aktiengesetzes von 1965 mit dem
Text von heute vergleicht, wird die grundlegenden Ver-

änderungen in Recht und Wirklichkeit des Aufsichtsrats
auf den ersten Blick nicht wahrnehmen. Wer aber die
vielfältigen gesetzgeberischen Aktivitäten, das recht-
liche Umfeld, die höchstrichterliche Rechtsprechung

und die praktische Arbeit der Aufsichtsräte betrachtet,

erkennt, wie viel sich in den letzten 50 Jahren seit der

Reform des Aktiengesetzes im Jahr 1965 verändert hat. 621

Prof, Dr Volker Emmerich
S0Jahre AktiengeseE 1965 - Perspektiven
des Vertragskonzerns - Dauerbaustelle Unter-
nehmensbewertung

Die wohl wichtigste Neuerung, die das AktG von 1965

gebracht hatte, war der erstinalige Versuch einer Kodifi-
kation des Konzernrechts mit dem Vertragskonzern auf
der Basis des Beherrschungsvertrags als Mittelpunkt.
Unternehmensverträge haben nach wie vor praktische

Bedeutung. Umso bedenklicher ist der weitgehende
Rückzug der Gerichte aus der Kontrolle der Unterneh-
mensbewertung. 627

Rechtsprechung

Aufhebung e¡nes Gew¡nnabft¡hrungsvertrags mit
abhäng¡ger GmbH, Verlustausgle¡ch
BGH v. 16.6.2015 - II ZR 384113 630

Beurkundung von Beschlüssen der Hauptver-
sammlung einer nicht börsennotierten AG
BGHv. 19.5.2015 -IIZR 116114 633

Keine Wirksamkeit eines Abtretungsverbots ¡m

Falle der Verschmelzung
OLGDüsseldortv.25.ll.2014-I-2lU 112/12 638

Widersprüchlicher Hauptversammlungs-
beschluss
LG München lv.6.ll.2014 - 5HK O 679/14 639

597

Prof. Dr Mathias Habersack
Die Finanzierung derAG - gestern und heute

Die vor gut 20 Jahren einsetzende Abwendung von
einem primär bankbasierten Finanzierungssystem spie-
gelt sich in Text und gelebter Praxis des Aktienrechts
wider. Das Aktienrecht hat sich den Herausforderungen
der modemen Kapitalmärkte konsequent gestellt und
die Hinwendung zu einem auch stärker kapitalmarktori-
entierten Finanzierungssystem gefördert. Der Beitrag
zeichnet die Entwicklung nach und geht auf ausgewähl-
te Rechtsfragen ein. 613
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BGH
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Zu den Befugnissen des Verwalters im'Wohnungseigentum
Christoph Kothbauer

MIETBECHT

oGH 28. 4.2015,5 0b 80/15y
OGIJ 24.2.2015, 5 0b 224lt4y

oGH 18. tr.2014, 5 0b 1.52t
14k

229

U3

232

234

STEUERREFORM

Immobilienbesteuenrng NEU - Änderungen durch das Steuerreformgesetz 201512016
Seit der úbe¡raschenden Einftihrung de¡ ImmoESt durch das I . Stabilitätsges etz 2012 sind mittlerweile mehr

konnte Steuer sammeln. Doch
s die ste cht zu¡ Ruhe. \(/aren es

ächlich ingfügigeAnPassungen
der bestehenden Besrimmungen, so erfährt die Immobilienbesteuerung durch das Steuerreformgesetz20l5l
20 16, das eine umfassende Novelle de¡ Grunderwerbsteuer sowie Ä¡derungen im Bereich de¡ ImmoESt und
der laufenden Besteuerung vorsieht, nunmehr erneut eine tiefgreifende Reformierung.
Gunther Lang

Grunderwerbsteuer neu
Durch das Steuerreformgeserz 207512016 kommt es zú weitreichenden Änderungen im Be¡eich der Grund-
erwerbsreuer. Der Beitrig soll einen ersren Überblick übe¡ die wichtigsten Änderungen in diesem Bereich
geben.
Karin Fuhrmann / Gerald Ke¡bl / Marlies Deininger

kommensteuer-Richtlinien der Finanzverwaltung orientierten Lösungsansatz samt einem Fo¡mulierungsvor-
schlag für den Schenkungsvertrag.
Stefan Malainer / Andreas Staribacher
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Versicheru n gsvertra gsrecht

Lebensversicherung

BGH 29.7.2015 (tV 2R384/14\

BGH 29.7.2015 (wZR448/14],

13.2.2015 (6 U 179/13)

OLG Dresden 21.4.2015 (4U731/14)

VersR 2015 Heft 26 vom 5. September2015

lnhalt der Bereicherungsansprüche bei Rückabwicklung von
Lebens- und Rentenversicherungsverträgen nach Widerspruch
gem.$5aVVGa.F.

Inhalt der Bereicherungsansprüche bei Rückabwicklung von
Lebens- und Rentenversicherungsverträgen nach Widerspruch
gem. $5aWG a. F.

Auf Rücktritt des VN gem. $ 8 Abs. 5 VVG a. F. ist $ 176 VVG a. F. nicht
anzuwenden 1107

KG

OLG Karlsruhe 22. 5. 2015 (12 U 122/12l14l) Bereicherungsrechtliche Rückabwicklung einer fondsgebundenen

Lebensversicherung nach Widerspruch gem. $ 5 a VVG a. F.

Krankheitskostenversicherung

BGH 24.6.2015 (wZR181/141 Leistungsbegrenzung auf ,,Hilfsmittel gleicher Art einmal innerhalb

von drei Jahren" schließt nur Zwe¡t- oder Ersatzbeschaffung aus

Hausratversicherung

Bereicherungsanspruch des VN nach Widerspruch gem. $ 5 a VVG a. F. ist

nicht um Abschluss- und Verwaltungskosten des Versicherers zu mindern 1112

1115

'1119

1101

1104

1121

1124

1128

BGH

BGH

OLG Celle 11.12.2014 (8 U 190/14)

Haftungsrecht

Heimvertrag

OLG Düsseldorf 16. 12.2014 (l-24U77/14)

Schadensberechnung

BGH 18.2.2015 (Xil ZR 199/13)

27.11.2014 (20U77/14)

Beweislastumkehr für schuldhafte Pflichtverletzung des Pflegepersonals

bei Schädigung eines Heimbewohners während Fixierung mit Beckengurt 1127

Anforderungen an Revisionsbegründung zu Belehrungserfordernis
gem. $ 28 Abs. 4 VVG bei Obliegenheit zur Stehlgutlistenvorlage bei

der Polizei

mit Anmerkung: Prof. Dr. Manfred Wandt

Belehrungserfordernis bei Obliegenheit zur Einreichung einer

Stehlgutliste bei der Polizei

Unwirksamkeit der AGB-Klausel eines Freizeitbadbetreibers über
Schadenspauschalierung bei Verlust eines Ghiparmbands

Bemessung ersparter Auf wendungen bei verletzungsbedingt stationärer
Betreuung eines minderjährigen Kindes in einer Pflegeeinrichtung L

29.7.2014
22.5.2014

(rv zR 371l13)
(w ZR371/13)

KG
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Verbra ucherkreditvertra g

BGH 30.9.2014 (Xt ZR 168/13)

Werkvertrag

BGH

BGH

Straßenverkehr

Abbiegen

OLG Köln

Verfahrens- und Kostenrecht

Anwaltskosten

OLG Stuttgart 11.9.2014 (2U 178/13)

Berufung

BGH 18.9.2014 (V ZR290/13)

Sozialversicheru n gsrecht

Gesetzlicher Forderungsübergang

BGH 16. 6. 2015 (VIZR 416/'t4)

Auslandsrecht (österreich)

Unfallversicherung

oGH 18.2.20't5 (7 Ob225/14k)

Nach Klärung der Rechtsfrage durch den BGH hat e¡n Verbraucher-
schutzverband keinen Anspruch gegen einen Versicherer auf
Erstattung der Kosten für eine anwaltliche Abmahnung

Nichtzulassungsbeschwerde führt bei Verwerfung der Berufung durch
Urteil ohne Sachverhalt ohne Weiteres zurAufhebung des Urteils

Legalzession wegen RentenversÍcherungsbeiträgen bei vom
Rehabilitationsträger anerkannter Tät¡gke¡t in Werkstatt für
behinderte Menschen

Treuwidríge Berufung des Versicherers auf die Ausschlussfrist
des Art. 7 AUVB 10

wird durch Vereinbarung
über verminderte Auszahlung
359 BGB a. F.

5.6.2014 (VXZR276/13) Besteller genügt Darlegungslast zum Vorliegen eines Softwaremangels
durch genaue Bezeichnung der Mangelerscheinungen

11. 6. 20't5 (VltZR216/14\ Kein Bereicherungsanspruch auf Rückzahlung geleisteten
Werklohns bei Nichtigkeit des Vertrags wegen ,,Schwarzarbeit"

'19.8.2014 (19 U 30/14) Lückenrechtsprechung gilt auch beim Abbiegen in eine Tankstelle

Für

lnhalt

113't

1132

1134
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.1136

1139

1140

1142
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Der Buchstabe L hinter dem Kurzinhalt bedeutet, dass von der Entscheidung nur der Leitsatz veröffentlicht wird.
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+Editorial.....
Zur Vermutung der Mangelhaftigkeit
Von Helmut Ofner

Eurcparecht
+ OMT-Programm der ZB mit Unionsrecht vereinbar
EuGH 16. 6. 201 5, C-62114, Gauweíler ua

) Zur unionsrechtlichen Zulässigkeit von Staatsanleihenkäufen durch die EZB . .

Oder: Auch unkonventionelle Währungspolitik kann zulässige Währungspolitik sein

In seinem Urteil in der Rechtssache Gauweiler bestätigte der EuGH jüngst die Zulässigkeit des OMT-Pro-

gramms der EZB, die vom vorlegenden deutschen BVerfG in Zwetfel gezogerl worden wa¡. In diesem bis-

lang nicht durchgefúhrten Programm kündigte díeEZB im Spätsommer 2Ol2 den Ankauf von Staatsanlei-

hen angeschlagener Euro-Staaten ohne ex ante quantitative Begrenzung an. Der Beitrag bespricht das Urteil

des EuGH sowie die Konsequenzen für das weitere Verfahren vor dem BVerfG und für die Beurteilung an-

derer,,unkonventioneller" Maßnahmen der EZB.

Von Cløudia Wutscher

å Union Aktuell. , ,

Von Alinø Lengøuer

141

144

155

161

Ð EuGH-Rechtsprechungsübersicht: ZfRV-LS 201 5/41 -47
4 I : Anwendb arkeit der DienstleistungsRl auf Zettifizietungeinrichtungen
42: Unvereinbarkeit des Verbots von Glücksspielautomaten außerhalb von Kasinos mit Dienstleistungs-

freiheit
43: Verpflichtung zur erfolgreichen Ablegung einer Integrationsprüfung zulässig

44: Verpflichtungen aus WasserrahmenRl gelten für konkrete Vorhaben

45: Erhebung einer Steuer auf Kernbrennstoff rechtlich zulässig

46: Zuständigkeit für Klagen von durch Kartelle Geschädigte

47: Zustelhtngvon Klagen wegen Zwangsumtausch von Staatsánleihen an Staat Griechenland

167

! ntennat¡onales Frivatnecht
t Ersuchen um Vorabentscheidung zur Anwendung fremder Eingriffsnormen , . . 17O

EuGH C-1 35/15, Repubtik Griechenland gegen Grigorios Nikiforidis; BAG 25. 2.2015, 5 MR 962113

Mit Awnerlcung t,on Judith Schacherreiter

å Rechtsprechungsübersicht: ZfRV-LS 2O15/48-51 . . .

48: Rechtshängigkeit in Scheidungs- und Trennungsverfahren - forum shopping im Scheidungsrecht
(Helmut Ofner)

49: Schuldverhältnisse aus ehelichen Güterständen
50: Zustândigkeitsvorschriften der EuGWO 2000 - öffentliches Recht oder Privatrecht?

5l: Ank¡üpfung der Erwachsenenadoption

173

142 [zor s]
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Rechtsvergleichung
+ Die japanische Schuldrechtsreformdebatte,
Eine (zweite) Europäisierungswelle im japanischen Zivilrecht?
2009 installierte das japanische fustizministerium die ,,(Schuldrechts-)Arbeitsgemeinschaft" mit dem Ziel,
Buch III des japanischen Bürgerlichen Gesetzbuches - den Schuldrechtsteil des JBGB - auf seinen Reform-
bedarf hin zu untersuchen und einen etlvaigen Revisionsvorschlagzuunterbreiten. Es wäre die erste umfas-
sende Änderung des fBGB seit seinem Inkrafttreten vor mehr als 100 Jahren. Der vorliegende Beitrag be-
schäftigt sich mit der japanischen Schuldrechtsreformdebatte insb aus (kontinental)europäischer Sicht.
Von Steføn Wrbka

Standards
å lmpressum , .

{ Literatur im Überblick

175

141

186

Aufklärungspflichten sind
Haftungsfallen
2 07 5. XLWll, 9 7 2 Seiten.

Geb. EUR 188,-
ISBN 97 8-3-21 4-0 s 2 6 8-s
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derJudikatur zeigt der Autor die maßgeblichen Strukturen vorvertraglicher Informati-
onspflichten auf. Neben der Frage, welche Aufklärung die Parteien bei Vertragsabschluss
redlicherweise erwarten dùrfen, liegt der Fokus weiters darauf, wie sie diese berechtigten
Erwartungen durch ihr Verhalten verândern können. Der Autor entwickelt so ein in sich
geschlossenes System vorvertraglicher Informationsverantwortlichkeiten der Vertragsteile
Spezielle Erörterung flndet der Unternehmenskauf in seinen Facetten.
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, Dr, Jürgen Taeger, Oldenburg;
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Vassilaki, Athen/München; RA Dr
Benedikt Wemmer, Berlin; Proi
Dr. Andreas Wiebe, lVien; Dr Ul-
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Kooperationspartner:
Forschungsstelle Medienrecht und
Medienwi¡schaft , Forschungsstel-
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Universität Marburg), Forschungs-
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Editorial
Strategie für einen digitalen europäischen Binnenmarkt
Günther H. oettinger, EU-Kommissar für Digitale wirtschaft und Gesellschaft, Brüssel

Außätze
53'7 Elektronische Signatur und das besondere elektronische Anwaltspostfach:

FördEtRV update 2016
RA Dr. Amd-Christian Kulow, Henenberg/Stuttgat

Zuml.1.2016 verpflichtet das,,Gesetz zurFörderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den
Gerichten" (FördElRV) die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK), für jeden Anwalt und jede
Anwältin ein besonderes elektronisches Anwaltspostfach (beA) einzurichten und vorzuhalten.
Dieses neue beA und die damit einhergehende, veryflichtende Verwendung der qualifizierten
elektronischen Signatur (qes) \¡r'erden in diesem Beitrag dargestellt und erläuteÍ.

543 Gegenwart und Zukunft der Alterskennzeichnung von Mobile Apps
RA Felix Hilgeú, LL.M. (Köln/Paris I), und Philipp Sùmmermann, LL.M. (Köln/Paris I), Köln
Ein neues Verfahren zu¡ AlterskenÍzeichnung von digital vefiriebenen Inhalten soll für einen
besseren Jugendschutz in App-Stores sorgen. Derzeit sind viele Apps gar nicht gekerurzeichnet.
Das IARC-System generierl Altersfieigaben nach intemationalen Jugendschutzstandards auto-
matisiert anhand eines Fragebogens. Die Rechtsfolge dieser Kennzeichnungen ist derzeit nicht
gesetzlich geregelt. Die Verfasser plädieren für eine sanktionsausschließende Wirkung und de
lege ferenda für eine Aufirahme des Systems in den gesetzlichen Jugendmedienschutz.

549 Trefferlisten seiteninterner Suchmaschinen in Handelsplattformen und
Markenrecht
RA Dr. Alexander R. Klett, LL.M. (Iowa) und RAin Maria Ottermann, München

Der Beitrag beleuchtet die markenrechtlichen Fragestellungen, die sich bei der Erstellung von
Trefferlisten nach der Eingabe einer Marte ais Suchbegriff in seitenintemen Suchmaschinen
ergeb€n. n, ob die Rechtsprechung zur Verwendung
Íìemder des Keyword-Advertising auf die Ergebnis-
strukturi rn von App-Stores durch gezíelte Hinterlegung von
Schlûsselbegriffen und von Onlineshops auf Basis vorangegangenen Nutzerverhaltens Anwen-
dung finden kann.

555 Urheberrechtsverletzung durch Werbung für rechtsverletzendes Produkt
RA Dr. Dennis Voigt, Frankfurt a. M.

Aktuell hat der EuGH die Rechtsposition der Inhaber von Urheberrechten weiter gestärkt. Da-
nach kann der Rechteinhaber Angebote zum Erwerb oder gezielte Werbung eines Dritten in
Bezug auf das Original oder auf Vervielfältigungsstücke eines urheberrechtlich geschützten Wer-
kes selbst darur verbieten, wenn nicht erwiesen sein sollte, dass es aufgrund dieser Werbung zu
einem Erwerb des Schutzgegensf,ands durch einen Käufer aus der Union gekommen ist, sofem die
Werbung die Verbraucher des Mitgliedstaats, in dem das Werk urheberrechtlich geschütztist,zu
dessen Erwerb anregt.

556 Filmen während der Fahrt - der rechtliche Umgang mit Dashcams
RA Michael Terhaag, LL.M. und RA Christian Schwarz, Düsseldorf

Eigentlich könnten sie zur Erleichterung der Beweisführung im Falle eines Velkehrsunfalls
dienen: kleine Bordkameras im Auto, sogenannte Dashcams. Doch die Gerichte in Deutschland
entscheiden oft unterschiedlich, wenn es um die Zulässigkeit eines solchen Videos als Beweis-
mittel geht. Der Beitrag fasst die unterschiedlichen Argumente zusammen und lieferl einen Über-
blick über die aktuelle Rechtsprechung.

559 Datenschutzrecht und Webseiten: Welches Recht ist anwendbar und \ryelche
Aufsichtsbehörde ist zuständig?
RA Dr. Carlo Piltz, Berlin

Gerade beim Betrieb von Webseiten, die sich an mehrere Mitgliedstaaten der EU und deren Ein-
wohner richten, ist die Antwort aufdie Frage, welches Recht überhaupt Anwendung findet, von
Bedeutung. Kommt es zu einem aufsichtsbehör-dlichen Verfahlen durch eine nationale Daten-
schutzbehörde, so stellt sich des Weiteren die Frage, ob die handelnde Behörde überhaupt zustän-
dig ist und wenn ja, im Rahmen welcher Komp etenzen. Um diese beiden Fragen geht es in einem
Vorabentscheidungsersuchen vor dem EuGH, in dem nun der zuständige Generalanwalt seine
Schlussanträge präsentiefi hat.

563 Das medienrechtliche Must-Carry-Regime und das Kartellrecht -
ein schwieriges Verhältnis
Prof. Dr. Kari-E. Hain, Köln

Der Verfasser wÍirdigt kritisch die Entscheidungen des BGH vom 16.6,2015 KZR 83/13 und
KZP*3l14lmHinblick auf die Bewältigung der Schnittstellenproblematikzwischen Medienlechr
und Kartellrecht.

566 LänderreportSchweiz
RAin Dr. Ursula Widmer, Berr
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Rechtsprechung

Keine Auskunftsverweigerung wegen Bankgeheimnis bei Marken¡echtsverletzung
EuGH, 16.7.2015 - C-580/13

570 TIP der Woche: Schutzumfang der Pressefreiheit bei ineführender Werbung
BGrr, s.2.201s -r zP'136lt3

574 Beweislast bei Streit über internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte
BGH, 15. 1.2015 - I ZR 88/14

577 Anforderungen an Bescheid zur Vollstreckung von Rundfunkbeiträgen
BGH, I 1. 6.2015 - r ZB 64114

582 Einspeiseentgelt: Voraussetzungen für wirksame Kündigung eines Einspeisevertrags
BGH, 16. 6.20t5 KZR 83/13

586 Widemfsrecht bei Online-Heizölbestellung
BGH, 17. 6.2015 - VIrr 2P.249114

588 Flirtcafe: Widemrfsbelehrung muss nicht über Bestellbutton stehen
OLG Köln, 8.5.2015 - 6U 13711.4

590 Boykottaufruf über Kurznachrichtendienst im Wahlkampf zulässig
OLG Dresden, 5.5.2015 - 4U 1676114

593 Keine Persönlichkeitsrechtsverletzung durch Artikelüberschrift zu Steuer-Delikten
Ilanseatisches OLG Hamburg,23.6.2015 -7 U 73112

595 Angestellter Anwalt haftet nicht für irreflihrende Werbung auf Kanzleihomepage
OLG Frankfurt a. M., 30.4.2015 - 6U 3ll4

597 Domain-Registrar haftet als Störer für rechtswidrige Beiträge Dritter
LG Köln, 13.s.20ls -28 O l1/15

597 Keine Markenrechtsverl.etntng du¡ch Trefferlisten-Anzeige auf Online-Marktplatz
LG Berlin, 2.6.2015 - 9l O 47 ll5

598 Markenrechtsverletzung durch Suchwortvorschläge auf Online-Markþlatz
LG Köln, 24.6.201s - 84 O l3l15

600 Keine wettbewerbswidrige Behinderung durch Werbeblocker
LG llamburg, 21.4.2015 - 416HKO l59ll4

600 Sofortüberweisung stellt keine zumutbare kostenfreie Zahlungsmöglichkeit dar
LG Frankfurt a.M., 24.6.2015 -2-06O458114

602 Kommentar von RA Dr. Martin Schirmbacher, Berlin

604 Verwertbarkeit von Dashcam-Aufzeichnungen im StraÍVerfahren
AG Nienburg, 20.1.2015 - 4Ds 155114,4 Ds 520 Is 394'13114 (155/14)

607 Berichtigungen

K&R Glosse

608 Nein, nein, nein und nochmals nein!
Michael Schmuck, Berlin

Beihefter 312015
Daten als Geschäftsmodell
RA Dr. Flemming Moos, RA Marian Alexander Aming, LL.M. und RA Dr. Jens Schefzig, Hamburg
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Wiss. Mitarbeiter Tobias Bauerfeind, Frankfurt a. M.
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Hess. VGH

Gesellschaftsrecht
Bundesgerichtshof

2BvR2053/14x

17.3.2015 6 L 7077/l3x

13.8.2015 VII ZR 90i1,4x

Rechtsprechung
Bankrecht und Kapitalmarktrecht

Bundesverfassungs- 4.5.201'5
gericht

t743

Zur Notwendigkeit der Revisionszulassung im Hinblick auf 1748
die Frage des Verjährungsbeginns fùr den Anspruch auf
Rückerstattung eines rechtsgrundlos erhobenen Bearbei-
tungsentgelts

Zur Frage eines Anspruchs auf Einsicht in die Unterlage der 1750
BaFi¡r

Zur Haftung des Versicherungsunternehmens als übertra- 1760
gender Rechtsträger fùr eine Verbindlichkeit nach $ B9b
HGB bei einer Ausgliederung, wenn ein durch die Ausglie-
derung au-f ein anderes Unternehmen nach $ 131 Abs. 1

Nr. 1 i.Vm. $ 123 Abs. 3 Nr. 1 UmwG übergegangenes
AgenturverhåItnis nach dem Wi¡ksamwerden der Ausglie-
derung beendet wird

1733

1764

777I

1,774

Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung
EuGH 71..6.2015 Rs. C-649l13x

Bundesgerichtshof 12.3.201.5 V ZB 4I/74

Bürgerliches Recht und Handelsrecht
Bundesgerichtshof 26.2.2075 Y ZB B6/I3x

Vorlagebeschluss zur Frage, ob der Begriff des dinglichen 1768
Rechts gemäß Art. 5 Abs 1 EuInsVO eine nationale Rege-
lung erfasst, wonach Grundsteuerforderungen kraft Geset-
zes als öffentliche Last auf dem Grundstück ruhen und der
Eigentùmer insoweit die Zwangsvollstreckung in den
Grundbesitz dulden muss

Zur Auslegung von Art. 2 Buchst. g, Art. 3 und Art. 27 der
Verordnung (EG) Nr. 44/2007: Zuständigkeit der Gerichte
des Mitgliedstaats für die Eröffnung eines Sekundärinsol-
venzverfahrens und die Bestimmung der in den Bereich der
Wirkungen eines solchen Verfahrens fallenden Vermö-
qensgegenstände des Schuldners

Zur Genehmigungspflicht der Verpfändung des Anspruchs
auf Auflassung eines Grundstùcks, das in einem förmlich
festgeÌegten Sanierung sgebiet liegt, in entsprechender Al-
wendung des $ 144 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB

Zur ausschließIichen internationalen Zuständigkeit nach
Art,22 Nr. 1VO (EG) BrùsseI-I-VO (= 

^rt.24 
Nr. 1VO [EU]

Nr. 7215/2012), wenn es um die wirksame Ausübung eines
Vo¡kaufsrechts und die Frage geht, welche Regeiungen in
dem Kaufvertrag mit dem Dritten Inhalt des Kaufvertrags
zwischen dem Verkäufer und dem Vorkaufsberechtigten
geworden sind

Bundesgerichtshof I9.3.2O75 V ZB L58/14



Bundesgerichtshof 27.3.2075 V 2F.276/1,3

Bundesgerichtshof 24.4.201,5 V ZR t3B/14

Bücherschau
Susanne Kalss/Martin
Oppitz/Johannes Zollner
(Hrsg.)

Martin Löffler

Hinweis

Bei einer Grenzanlage im Sinne der gS 921, 922 BGB lot- L776
recht gespaltenes (AÌlein-)Eigentum der Nachbam entlang
der Grundstücksg'renze; zur Qualifikation von Ufermauern
an Bundeswasserstraßen als Gebäude im Sinne des g 912
BGB

Ztt den Voraussetzungen eines Notwegrechts, wenn dem
Eigentùmer des notleidenden Grundstúcks ein rechtlich
gesichertes Nutzungsrecht zusteht, das ihm die Herstel-
lung einer zur ordnungsmtißigen Nutzung ausreichenden
Verbindung zu seinem Grundstück ermöglicht

Kapitalmarktrecht, 2. Aufl.
Rezensent: Prof. Dr. Harald Baum, Hamburg

T781,

1784

Mùnchener Handbuch des Gesellschaftsrechts, Band 4: I7B4
Aktiengesellschafi, 4. AufI.

Presserecht, 6. Aufl. 1,784

Dieser Ausgabe liegt das Inhaltsverzeichnis 1. Halbjahr
2015 (Hefte 1-26) bei

1 1. lmmobilientag der Börsen-Zeitung , , wMseminare

lmmobilienfinanzierung - Marktentwicklung und Regulierung 20,l 5

u.a. Aktuelle Trends und Herausforderungen auf dem lmmobilienmarkt; Der deutsche lmmobilienmarh im interna-
tionalen Wettbewerb; lmmobilienmarh aus volkswirtschaftlicher Sicht; lnternationale Märkte für Büroimmobilien

- langfristige Trends und aktuelle Entwicklungen; lmmobilienfondsbesteuerung im Umbruch - Reformdruck national
und aus der EU; Geschlossene lmmobilien-Spezial-Fonds; 0ffene lmmobilienfonds weiterhin attraktiv

28, September 2015 - IHK lndustrie- und Handelskammer Frankfurt am Main lnformationen:Tel.+49 69 2732 553

Die mit I gekeweicbnetetr Entscheidugen des BGH sind zum Abùuck in der amtlichen SamrDlung volgesehen.
Nicht mtliche Leitsãtze zu Entscheidungen des BGH sind kùsiv geselzt, Leitsätze zu Entscheidungen der Instægerichte sind ùbeviegend duch deD Einsender oder
die Redaktion verlasst.

Die mit eineD * gekeweichneten Entscheidugen sind zù Veröffentlichug ud Besprechung in der Entscheidugssammlung zm Wirtschafts- ud Bankrecht (WuB,
vorgesehen.

Nur soweit der Redakt¡on bis zur Drucldegug die Rechtskralteinerinstilzgerichtlichen Enlscheidug mitgeteiltwordenist, wird dies im A¡schluss m dasAì(tenzeichen
vermerkt. Ein fehlender Rechtskralllrinweis muss daher nicht bedeuten, dais die Entscheidung nichtiechÉkräItig geworden ist.

Redaktion: Rechtsanwalt Dr. Chdstophet Kienle, Frankfurt am Ma¡n; Professor Dr. Tobias Lettl, LL.M. (EUR), Universitåt Polsdôm; Rechlsowall Dr. Helmut Merkel,
Frankfurt am Main; Arne Wttig, Essen; Rechlsilwalt Dr. Andreas Lange, Ftankturt am Main fpresserechuich veriltworllicher Redakteur)
Redaktionsbeirab Rechtsanwall Thorsten Höche, chefsyndikus des Budesverbandes deulschet Banken e.v., Berlin (votsitzende¡); professor Dt. Dr. Dr. h.c. mult, Klaus
J. Hopt, Direktor am Max-PlÐck-Inslitul äir ausländiscÀes ud internationales Privahecht d.D., Hamburg; Dr. Hans-Ûki.h Joere", äichter an Bundesger¡chtshof, Katls-
ruhe; Ilse LohmÐn, Richtedn am Budesgerichtshof, Karlsruhe; Professor Dr. Peter o. Múlbert, DirektoÌães Instiluts für Internationales Recht des Spãr-, Giro- und Kre-
ditwesens il der Johames cutenberg-Unlversität, Mainz; RechLsmwalt Reinhild Nülzel, Chefslmdikus der DZ_BanÌ AG, Frarkfut a. M.

& Co. KG, Postfach 11 0g 32, 60044 F¡ankJurt a. M.; Düsseldorfe¡ Straße 16,

lotÎIrT"ru. o,u*,é (o 69) 2? 32-772, E-Mat:m,diakite@wruecht.de;

Anzeigen: Ralf Becker (0 6s) 27 32-553, E-Mail: rbecker@mrecht de; Vertrieb/Nachbestellungen: (O 69) 2? 32-142; Telefax (0 69) 23 26 85
Druck: mt druck Walter Thiele GmbH & Co KG, Carl-Friedrich-cau-ß-Shaße 6, 63263 Neu-Isenburg, Telefon (0 61 02) 30 77 O

WERTPAPIER-MITTEILUNGEN betr¿igt derAbomementpreis monadich € 92,90 (einschl. ? % MwSt. € 6,08) + € ?,45 Versandkostenzuschlag
sb_ezug obre Mehruertsteuer + € 9,10 Versandkostenzuschlag. Für Mitglieder dei ARGE Bank- und Kapitaimarktrecht gibt es für die Dauei
n Rabatt von S0 7o auf den Abonnementpreis.

lm Preis i¡begriffen sind die jählichen zwei Ei¡banddecken,
Bei Nichtbelieferung infolge höherer Gewalt oder i¡folge von Arbeitskämpfen bestehen keile Ansprùche gegen den Verlag,
Abbestellungen nur zum Quartalsende bei dreiwöchiger Kürdigungsfrist
o2015 Herausgebergemeinschaft WERTPAPIER-MITTEILUNGEN, Frækfurt air MaiD - ISSN 0342-6971

dungen und deren Leitsätze, soweit sie vom Einsender oder der Redôl<tion erarbeitet oder ¡eãiqiert worden sind Jede Veruertung außerhalb der Grenzen des Urheberechts-
gesetzes ist ohne Zustimmung unzulåssig und strôJbar Dies gilt insbesondere f ür Vewielfältig-ungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicheug und Ve¡-
a¡beitung in elektronischeD Systemen,

WERTPAPIER-MITTEILUNGEN Teil IV

1 1,¡mmobilientag
derBötren-Zeitung

Hel¡b¡¡È.':
I,dh-h ¡

(u
E
ai
G¡

'Ë
a)

I

E

=

il



TIIM 3s
WERTPAPIER-
MITTEILUNGEN

29. August 2015
69. Jahrgang
Seiten 1649-1688

Inhaltsverzeichnis
Beiträge
Univ.-Prof. Dr. Stefan J. Geibel, Heidelberg
Können eingetragene Genossenschaften Investmentvermögen im Sinne des KAGB sein?

Wiss. Mitarbeiter Dr. Rafael Harnos, Bonn

Zumutbarkeit der l(lageerhebung und Verjährungsbeginn im Bankrecht

1,649

1658

Rechtsprechung
Bankrecht und Kapitalmarktrecht

Bundesgerichtshof 2B.7 .2075 YI ZR 340/ I4x Zum Anspruch auf Löschung bzw. Hinwirken auf Löschung 1664
rechtswidriger, im Internet abruf barer Tatsachenbehaup-
tungen zur Beseitigung eines Zustands fortdauernder Ruf-
beeinträchtigung

Bundesgerichtshof 23.7 .2015 XI ZR 263/ 1.4x Addition der Forderung'en mehrerer Beschwerdefùhrer, die 1669
einfache Streitgenossen sind, zu¡ Ermittlung des Wertes der
mit einer beabsichtigten Revision geltend zu machenden
Beschwer

Bundesgerichtshof 28,7,2015

OLG Nùrnberg 5.12.201,4

Gesellschaftsrecht
Bundesgerichtshof

XIIZB 674/I4x

14W 2263/74x

WiderruJ einer Vorsorgevollmacht durch den Betreuer nur
dann, wenn ihm diese Befugnis ausdrückLich zugewiesen
ist; zu den Voraussetzungen, unter denen diese Befugnis ei-
nem Betreuer übertragen werden darf; zur Befugnis der
Person, deren Vollmacht widerrufen wurde, im Namen des
Betreuten gegen die Betreuerbestellung Beschwerde ein-
zulegen

Zur Frage, ob der gewerbsmäßige Ankauf von Lebensver-
sicherungen als Einlagengeschäft im Sinne von $ 1 Abs' 1

Satz 2 Nr. 1 KWG der Erlaubnis nach $ 32 Abs. 1 Satz 1

KWG bedarf und ob 0 32 Abs. 1 Satz 1 KWG ein Schutzge-
setz im Sinne von $ 823 Abs. 2 BGB ist

Zur Zulässigkeit der Berufung, wenn dem Rechtsstreit ein
einheitlicher Streitgegenstand zugrunde liegt und der Be-
rufungskläger nicht zu allen fùr ihn nachteilig beurteiÌten
Streitpunkten Stellung nimmt

1670

1674

21.4.2075 rrZR 126/14 Zu den Voraussetzungen, unter denen über die Behaup- 1676
tung eines übereinstimmenden Willens der an dem Ab-
schluss eines Vertrags beteiligten Parteien, der dem Ver-
trag'swortlaut oder einer anderweitigen Auslegung vor-
geht, Beweis erhoben werden muss

Bundesgerichtshof 23.6.2015 IIZRl66/I4x 167g
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Bundesgerichtshof 22.7.201.5 IYZR223/1.5x Zum Pfändungsschutz nach 0 BSLc ZPO bei einem Um- 1681

wandlungsverlangen eines Versicherungsnehmers gemäß
$ 167 WG

Bundessozialgericht 1.0.12.2014 B 6 KA 45113 R* Zu Honoraransprüchen eines Vertraqs(zahn)arztes gegen 1684
die Kassen(zahn)ärztl_iche Verelnigung im Insolvenzver-
fahren nach einer unwirksamen FreigabeerkJärung durch
den Insolvenzverwalter

Bücherschau
Wolfgang Hölters (Hrsg.) Handbuch Unternehmenskauf, B. Aufl. 168B
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